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Tagesordnungspunkte, die die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates betreffen:

Der Öffentlichkeit zugänglicher Teil des Protokolls 

A-Punkte (Liste: Dok. 13849/08 PTS A 46)

Bei der endgültigen Annahme der A-Punkte, die Rechtsetzungsakte betreffen, ist der Rat übereingekommen, folgenden Text in das vorliegende Protokoll aufzunehmen:

Punkt 1
Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
Dok.
13355/08 AGRI 290 AGRIORG 90

Der Rat hat die oben genannte Verordnung angenommen (Rechtsgrundlage: Artikel 37 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft).

1.
Erklärung der Kommission

"Die Auslegung des Gerichtshofs in seinem Urteil in der Rechtssache C-45/05 ist im Prinzip rückwirkend, und die derzeit vorgeschlagene Änderung des Artikels 138 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gelangt erst ab dem 1. Januar 2008 zur Anwendung.

Es stellt sich daher die Frage, wie mit Anträgen für die in Artikel 68 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 genannten Zahlungen für Rinder in Fällen zu verfahren ist, in denen die Fristen für die Übermittlung der Meldungen an die Datenbanken zu einem bestimmten Zeitpunkt im Leben des betreffenden Tieres nicht strikt eingehalten worden sind.

Die GD Landwirtschaft hat den Juristischen Dienst der Kommission um ein Gutachten zu dieser Frage ersucht, der wie folgt Stellung genommen hat:

· Was die bis zum 7. Juli 2007 (Tag der Veröffentlichung des Urteils) übermittelten Anträge  anbelangt, so weist der Juristische Dienst das Argument zurück, dass möglicherweise Schwie​rigkeiten in Bezug auf die Auslegung des Artikels 138 der Verordnung (EG) 1782/2003 bestanden, ist jedoch der Auffassung, dass Tiere, für die die Meldungen mit Verspätung übermittelt wurden, für Zahlungen in Frage kommen könnten, wenn Folgendes berücksichtigt wird:

· die berechtigten Erwartungen, die mit dem Schreiben der GD Landwirtschaft vom 16. November 1999 an die Niederlande geweckt wurden, das auch den anderen Mit​gliedstaaten zugeleitet wurde und

· die Pflicht der Kommission, mit den Mitgliedstaaten in gutem Glauben zusammenzu​arbeiten.

· Was die zwischen dem 7. Juli 2007 und dem 31. Dezember 2007 übermittelten Anträge anbelangt, so lehnt der Juristische Dienst die Möglichkeit einer generellen Rechtfertigung ab, die es der Kommission ermöglichen würde, den Mitgliedstaaten zu gestatten, Zahlungen unterschiedslos auf derselben Basis wie zuvor zu gewähren.

Hingegen stellt der Juristische Dienst fest, dass eine Einzelfallanalyse der besonderen Umstände in einem bestimmten Mitgliedstaat den betreffenden Mitgliedstaat zur Gewährung von Zahlungen in Fällen veranlassen könnte, in denen die Anwendung des Gerichtsurteils auf diesen mehrmonatigen Zeitraum unverhältnismäßige Folgen hätte und/oder dazu führen würde, dass vergleichbare Situationen unterschiedlich behandelt würden.

Aus der Sicht der GD Landwirtschaft können solche Folgen insbesondere unter Bezugnahme auf folgende Elemente bewertet werden:

· die unterschiedliche Behandlung der Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, je nachdem, ob die Anträge vor oder nach der Veröffentlichung des Gerichtsurteils übermittelt worden sind;

· die notwendige Änderung der nationalen Regelungen, Verfahrenshandbücher und Infor​mationsblätter;

· das Ausmaß der Informatik-Anpassungen, die erforderlich wären, um alle zu einem späten Zeitpunkt im Leben der Tiere gemeldeten Bewegungen zu rekonstruieren und die betroffenen Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe zu informieren und
· den zusätzlichen Verwaltungsaufwand für die Überprüfung der von den Inhabern land​wirtschaftlicher Betriebe vorgelegten Begründungen für vorangegangene spät übermit​telte Meldungen.

Die Mitgliedstaaten werden daher ersucht, ihre besondere Situation zu bewerten, bevor sie gekop​pelte Stützungszahlungen für Rinder durchführen, um sicherzustellen, dass die Umstände in ihrem Land mit den Anhaltspunkten des Juristischen Dienstes der Kommission vereinbar sind.

Diese Bewertung sollte den für den Rechnungsabschluss zuständigen Beamten bei den Routine​prüfungen, die sie im Zuge ihrer normalen Tätigkeit durchführen, weiterhin zur Verfügung stehen."
______________________







� 	Der im vorliegenden Addendum enthaltene Teil des Protokolls des Rates unterliegt nicht der Geheimhaltung und wird der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.
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